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Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 7° Senat des Bundessoäi&lgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung Vom 29. August 1974 durch den Vor«

sitzenden Richter Dr° B r o c k e ,
die Richter

H e n n i g und Dr° G a g e 1 sowie die ehrenamt-

lichen Richter B 6 s s o w und S c h u c h m a n n

für Recht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 28° August 49?5

aufgehoben„

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Trier vom 5„ Oktober 4972 wird zurückgewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Der 1941 geborene Kläger erlernte den Beruf eines Kauf—

mannes° Er ist seit Januar 1961 als Verwaltungsange-

stellter bei der StadtverWaltung in Wittlich tätig. In

der Zeit vom 29° September 1970 bis 4. September 1972

nahm der Kläger an einem Vorbereitungslehrgang für den

7mittleren Dienst in der kommunalen und inneren staat—

lichen Verwaltüng an der Gemeindeverwaltungsschule Trier

teil. Der Unterricht umfaßte insgesamt 652 Stunden und“

fand einmal wöchentlich 6 Stunden statt° Der Lehrplan

erstreckte sich im wesentlichen auf die Fächer Staats—

lehre und politische Bildung‚ allgemeines Verwaltungs—

recht (einschl‚ Verfahren bei Ordnungswidrigkeiten),

Selbstverwaltungsrccht, Ordnungsrecht, Recht des öffent—

lichen Dienstes, Sozialrecht, öffentliches Finanzwesen,

Privatrecht, Planung und Baurecht, Personenstandswesen'

(einschl° Staatsengehörigkeitsrecht), Schulrecht un'

Verwaltungsbetriebslehre„ Das Schulgeld in Höhe von
DM 20‚—— wurde bis 50„ Juni 1971 von den im übrigen un«

gekürzt fortlaufenden Dienstbezügen des Klägers einbe» '

halten und an die Stadtkasse-Trier überwiesen° Vom
1. Juli 1971 an entrichtete die—Stadtverwaltung Witt—

lich das Schulgeld selbst. Der Kläger bestand am4.
September 1972 die Verw31tungsprüfung I‚ Seither ist
er eiter als Verwaltungsangestellter bei der Stadtver—
waltung Wittlich beschäftigt„Er wurde mit Wirkung vom

1. Oktober 1972 von der Vergütungsgruppe BAT VII nach
Vergütungsgruppe BAT VI b höhergestufto

Der Kläger beantragte am 50° Oktober 1970 beim Arbeits—

amt (ArbA) Trier, ihm für die Teilnahme an dem Lehr—

gang an der Gemeindeverwaltungsschule Trier Förderunge—
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leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) zu ge—'
währen? Das ArbA lehnte diesen Antrag durch Bescheid vom

30° Januar 1971 mit der Begründung ab, die Teilnahme von

Angehörigen_des öffentlichen Dienstes an Maßnahmen der

beruflichen Fortbildung sei von der Förderung ausgeschlossen°

Insoweit bestehe kein besonderes arbeitsmarktpolitisches

Interesse (% 45 Abs„ 2 AFG)„ Der Widerspruch des Klägers

‚blieb erfolglos (Widerspruehsbescheid vom 26° Juli 1971}°

Die hiergegen gerichtete Klage hat das Sozialgericht (SG)

Trier durch Urteil vom?° Oktober 1972 abgewiesen„ Auf die

Berufung des Klägers hat das Landessozialgerieht (LSG)

Rheinland—Pfalz das erstinstanzliche Urteil und den ab—

lehnenden Bescheid in der Gestalt des Widerspruchsbe—

sehcides vom 26° Juli 1971 aufgehoben und die Beklagte dem
Grunde nach verurteilt, dem Klägerpim Rahmen des S 45 AFG

Förderungsleistungen für die Teilnahme an dem Lehrgang

der Gemeindeverwaltungsschule Trier in der Zeit vom 290

September 1970 bis 4° September 1972 zu gewähren„ In den
Entseheidungsgründen, auf die Bezug genommen wird, hat das

LSGausgeführt: Es handele sich bei demVorbereitungslehr—

gang für den mittleren Dienst an der Gemeindeverwaltungs—

schule Trier um eine Maßnahme der beruflichen Fortbildunr

LS° des S 41 Abf„ 1 AFG° Die Teilnahme daran setze eine

mehrjährige Beschäftigung als Angestellter im öffentlichen

Dienst mit den Aufgaben voraus, die denen von Beamten des

mittleren Dienstes entsprechen° Die Teilnahme diene dazu,

die beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten des Klägers

zu erweitern und seinen beruflichen Aufstieg zu ermög—

lichen° Sie habe ihn auf die Vernaltungsprüfung I vorbe—

reiten sollen, mit der er die Voraussetzungen zur Übernahme

in das Beamtenverhältnis habe erfüllen könneno Der Lehr—

gang sei nicht i„S„ des 5 45 Abs° 2 AFG auf die Zwecke
eines Betriebes oder Verbandes ausgerichtet und somit nicht

gr ndsätzlieh von der Förderung ausgeschlossen° Diese

_ 4 _
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Ausnähievorschrift sei eng auszulegen„ Fortbildunge-
maßnahmen dienten regelmäßig nicht nur den Interessen

des arbeitnehmers, sondern zugleich auch denen des Ar—
beitgebers; eine "Ausrichtung" in diesem Sinne könne
daher nicht schon zur Anwendung des % 45 Abs° 2 AFG führen"

Es könne dafür auch nicht entscheidend darauf ankommen,

ob der Arbeitgeber ein besonderes IntercsSe daran habe,
den fortzubildenden Arbeitnehmer in seinem Betriebe zu

behalten, oder darauf, ob der Arbeitnehmer selbst die

Absicht, habe, dort zu bleiben., Nach 5 45 Abs. 2 AFG
seien ■aßnahmen grundsätzlich von der Förderung ausge—

-schlossen, die ihrem Inhalt nach so speziell auf die

Zwecke eines Betriebes oder Verbandes ausgerichtet

seien, daß der Arbeitnehmer die mit der Fortbildung

errorbenen Kenntnisse und Fertigkeiten außerhalb dieses

Bereiches nicht oder kaum auf dem allgemeinen Arbeits—.
markt nutzen könne° Das Wort "ausgerichtet" könne daher

nicht so ausgelegt werden, daß eine Maßnahme schön dann
unter 5 45 Abs° 2 AFG falle, wenn sie zwar von einem

Betrieb oder Verband für seine Zwecke eingerichtet oder
geftrdert werde und auch in Lehrplan und Teilnahmebe—
dingungen auf diese Zwecke zugeschnitten sei, die dort

vermittelten Kenntnisse und Fertigkeiten aber von den'

Teilnehmern auch auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nutze'
ringcnd eingesetzt werden könnten" Im vorliegenden

Fall könne der Kläger die bei der Teilnahme an dem

10hrgdng vermittelten Kenntnisse und Fertigkeiten im

gesamten kommunalen Verwaltungsbereich und darüber hinaus
in dem der inneren allgemeinen Ver■altung beruflibh

nutzen. Eine andere AuSlegung des % 45 Abs, 2 AFG finde
keine Stütze in der Entstehungsgesehichte des Gesetzes;
Danach sei die-Vorschrift erst vom Bunde$tagsaussehuß

*für Arbeit in den Regierungsentwurf des Gesetzes einge—
fügt werden mit der Begründung, daß die Förderung ver—_
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bunls+ und betriebeinter■er Maßnahmen wie bisher grundsätz—

lich ausgeschlossen sei und ihre Verlagerung auf die Be—

klagte soweit wie möglich verhindert werden solle° Diese

Begründung zuinge nicht dazu, 5 45 Abs° 2 AFG weit auszue

legen° Hätte man damit die Förderung aller Maßnahmen dus—

schließen wollen, die bisher üblicherweise von Betrieben

oder Verbänden finanziert worden seien, so habe eine solche

Absicht jedenfalls im Gesetz keinen hinreichenden Ausdruck

gefunden, Gegen eine weite Auslegung in dieser Richtung

spreche auch die Regelung in 5 5? AFG, wonach Förderunge—

leistungen nicht gewährt werden, soweit andere öffentlich—

rcchtliche Stellen gesetzlich verpflichtet sindn Auch fehle

in den Sondervorschrifton für die berufliche Fortbildung

eine dem — für die berufliche Umschulung geltenden — 5 47

Abs° 2 AFG entsprechende Vorschrift, wonach Leistungen-

i150weit nicht gewährt werden, als der Arbeitgeber gleich—

artige Leistungen erbringt oder voraussichtlich erbringen

wir° Schließe somit 5 45 Abs° 2 AFG die Förderung im
vorliegenden Falle nicht aus, so sei der Anspruch des

Klägers dem Grunde nach gegeben, da die übrigen Voraus;

setzungen auf Leistungen nach 5 45 AEG in Verbindung mit

den Vorschriften der @@55,54,56,57‚41 AFG und der 55 1,2,

6,7,8 der Anordnung des Verwaltungsrates der Bundesan—
stalt für Arbeit über die individuelle Förderung der be—

ruflichen Fortbildung und Umschulung vom 48„ Dezember 1969

— AFuU 1969 —(ANBA 4970,85) erfüllt seien°

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Beklagte

eine Verletz*ng der @@44 ff AFG, insbesondere des % 43

Abs„ 2 AFG sowie der Vorschriften der AFuU 4969 und führt

hierzu insbesondere aus; Entgegen der Auffassung des LSG

sei der vom Kläger besuchte Vorbereitungelehrgäng für den

mittleren Dienst in der kommunalen und inneren staatlichen

Verwaltung als eine i„S° des 5 45 Abs° 2 AFG auf die

Zwecke eines Betriebes oder Verbandes ausgerichtete Maß—

‚.
„o..-
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nahme anzusehen° Das LSG habe bei seiner einschränkenden

Auslegung die arbeitsmarktpolitische Zielsetzung und

die Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit (BA) nach den

.55 2 und 3 AFGnicht berücksichtigt° Der üblicherweise
breit ausgelegte Arbeitsmarkt sei im Bereich der öffent—
lichen Verwaltung nur zum Teil vorhanden° Jedenfalls beziehe

er sich in den genannten Vorschriften nicht auf die öffent—

lich—rechtlich ausgestalteten Dienstverhältnisse der Be—

amten° Nach 5 36 AFG iVm 5 8 AFuU 1969 seien die Voraus—

setzungen für die Förderung in ein Beamtenverhältnis

nicht gegeben° Da_die Verwaltungsprüfung I Voraussetzung

für einen beruflichen Aufstieg sei, biete die Kommunal—
Verwaltung und die innere staatliche Verwaltung ent—

sprechende Kurse auf eigenen Verwaltungsschulen an, die

nur ihren Bediensteten offenstünden° Die dort abgelegten

Prüfungen fänden wiederum volle Berücksichtigung als
Qualifizierungsstufe nur in der kommunalen und inneren

staatlichen Verwaltung. Die Teilnahme an Maßnahmen der

beruflichen Bortbildung und Umschulung, die im Bereich
einer öffentlichen Verwaltung_für deren Bedienstete

‘durchgcführt würden, sei nach 5 45 Abs° 2 AFG grundsätz—
lich von der Förderung ausgeschlossen° Es könne nicht

darauf ankommen, inwieweit die aus den_Maßnahmen er—
worbenen Kenntnisse auch auf anderen Gebieten des all-
gemeinen Arbeitsmarktes genutzt werden könnten" Das

sei ein Aspekt, der für jede Förderung vorausZusetzenden
arbeitsmarktpolitischen Zweckmäßigkeit (% 56 AFG), der

für die Auslegung des 5 #5 Abs° 2 AFG außer Betracht
bleiben müsse° Eine i‚S° des angefochtenen Urteils enge

Auslegung dieser Vorschrift entspreche nicht dem Willen

des Gesetzgebers, wie sich aus der Begründung (zu BT—

Drucks° V/4410) und der dort mit den Werten "wie bisher?

angesprochenen früheren Regelungen nach Nr° 7 Abs„ 1 der

Ric tlinien für die Gewährung von Beihilfen zur beruf— ‘

lichen Fortbildung (RL) vom 6° September 1965 (Bundes—

-'7_..
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_.7‘._

enzeigcr Nr„ 170 = BABl 4965, 755) ergäbe° Dem stehe nicht

die Regelung nach 5 5? AFG entgegen, die sich auf gesetz—
liche Leistungen aus anderem Rochtsgrunde beziehe° Eine

Förderung sei daher im vorliegenden Fall nur möglich,

wenn dafür ein besonderes arbeitsmarktpolitisches Inter—

«sse
bestünde„ Das sei nicht der Fall, insbesondere liege

keiner der im % @ AEuU 1969,genannteanetbestände vera

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des_Urteils des LSG die Berufung

des Klägers gegen das Urteil des BG Trier vom
—‚

9„ Oktober 4972 zurückzuweisen‚

hilfsweise,

den Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweiseno

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend„

Im übrigen wird auf das Vorbringen der Beteiligten im
Revisionsverfahren verwiesen°
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Die Revision der Beklagten ist begründet°

Dem Kläger steht kein Anspruch gegen die Beklagten

auf Förderung seiner Teilnahme an dem Vorbereitunge—

lehrgeng für den mittleren Dienst an der Gemeinde-

verwaltungsschule Trier zu. Nach 5-45 Abs° 2 AFG wird

'die Teilnahme an Maßnahmen, die auf die Zwecke eines
Betriebes oder Verbandes ausgerichtet sind, nur ge—
fördert

, wenn dafür ein besonderes erbeitsmarktpolé

tisches Interesse besteht° Es handelt sich um eine
Ausschlußvorschrift, die nur für besondere Ausnahme-

fälle nicht gilto'Da der Ausschluß von der Förderung

eintreten_soll‚ obgleich die Voraussetzungen dafürim

übrigen gegeben sind— andernfalls hätte es dieser be—

sonderen Ausschlußvorsehrift nicht bedurft —‚ kann

das Vorliegen der Förderungsvoraussetzungen der An—
wendung der Ausschlußvorschrift nicht entgegenstehen°

De gilt insbesondere für das allgemeine Erfordernis

der arbeitsmarktpolitischen Zweekmäßigkeit i.S° des
% 36 AFG, zumal gerade ein “besonderes" arbeitsmarkt—
politisches Interesse den Ausnahmefall begründet, in

dem gleichwohl eine Förderung stattfindet‚ Der Regel—

tatbestand des 5 45 Abs° 2 AFG ist also kein besonders

hervorgehobener Fall des Fehlens der arbeitsmarktpo—

(A

litischen Zweckmäßigkeit; seine Tatbestandsmerkmale
sind vielmehr unabhängig hiervon und vom Vorliegen der

sonstigen FCrderungsvoraussetzungen zu prüfen'

Die erst durch den Ausschuß für Arbeit den Entwurf ein—

gefügtc AusschlußVorschrift (% 42 Abs‚ 4 des Entwurfes;
IST—Drucks° V/4110 S° 20) ist durch eine Verwendung weit—
gehend unbestimmter Begriffe gekennzeichnet, die es er-

_9_
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ferderlich erscheinen läßt, zur Auslegung auch die Ent—

stehungsgeschi0hte heranzuziehen° Im schriftlichen Bericht

des Ausschus ses (EE BT—Drucks„ V/4110 8° 9) heißt es dazu‚

die Förderung "Verbands— und betrieb.sinterner Maßnahmen“

solle "wie biSh0r" grundsätzlich ausgeschlossen sein; der—
artige Maßnahmen sollten im allgemeinen von „den Firmen

und Verbänden selbst finanziert werden„ Die neue Vorschrift

solle eine Vcrlagerung der Leistungen zur Fortbildunge—
fördernng von der lJirtschaft auf die Bundes enstalt so„eit

wie möglich verhindern helfen° Der politische Zweck der

Regelung ist damit k.er herausgestellt: Die für die neue
bcr fliehe Bllchrrsiorderurb erforderlichen Mittel der BA

sollten möglich5t nicht für Maßnahmen verbraucht werden, die

bisher schon von anderen Stellen in deren eigenem Inter—

esse finanziert wurden Dieses durchaus verständliche und

Schgerechte K0tiv des Gesetzgebers anzuzueifeln‚ besteht

kein bcsr ündotcr Anleß° Wenndas LSGhierfür auf die im
Vergleich zu 5 457 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung
und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) eingeschränkte

ROSOlUHgin 5 37 AFG hinweist‚ so verkennt es‚ daß sich
die frühere Regelung des 5 137 AVAVG nicht auf die ließ—

nslme‚ sondern auf die persönliche Bedürftigkeit des Teil—

nohmcrs bezieht‚ dem die erforderlichen Mittel ”auch
nicht von Dritten zur Verfügung gestellt werden”„ Den ent—
S1ric Cht — allerdings unter Beschränkung auf Förderunge—
leistungOh anderer, dazu gesetzlich verpflichteter öffent—

lich—rechtlicher Stellen — die neue Regelung in 5 5? AFG„
■üch die vom LSG hierzu gleichfalls angezogene Sonder—
regelung für die Umschulung nach 5 47 Abs° 2 AFG bezzieht

sich ni ht Wie @ 45 Abs; 2 AFG auf die Maßnahme, sondern

SUf die persönliche Förderung des Teilnehmers durch seinen
rhei tgeber„

ml r{estellte Motiv des Gesetzgebers für die

hinfügung des 5 4+5Abs° 2 AFGergibt keine Begründung für
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die Auffassung des LSG, diese Ausschlußvorschrift grund—

sätzlich eng auszulegcn° Mit den Worten "wie bisher" ver—

weist der Ausschußbcricht eindeutig auf die einschlägige

Bestimmung der Nr; 7 Abs, 1 RL, wonach Beihilfen nicht

gewährt werden, "wenn der Lehrgang (a)
„„,

(b) der Schulung

für Verbandsaufgaben dient, (o) von einzelnen Betrieben

oder Unternehmen, einen Verband, einer Verwaltung_oder»

einer sonstigen Organisation getragen Wird und seiner
Zielsetzung nach vorwiegend auf die Belange seines
Trägers ausgerichtet oder nurginem bestimmten Personen—

kreis zugänglich ist,(d) „‚„"„ Die Bedeutung der ge—
nannten RL fürden Gesetzgeber des AFG ergibt sich schon

daraus, daß sie nach der Uberleitungsvorschrift des % 2#2

Abs° 10 Nr. 5 AFG bis zum — inzwischen erfolgten — In—

krafttreten einer Anordnung nach 5 39 AFG weitergelten

sollten, Da die AFuU 4969 keine einschlägigen Bestimmungen

zum Regelfall des 5 45 Abs° 2 AFG enthält, bestehen keine

Bedenken, bei Auslegung dieser Vorschrift den Inhalt der

genannten Richtlinien mitzuvtzrwerten° Das gilt insbesondere

für die Frage, was unter "Zwecke eines Betriebes oder Ver—

bandes" zu verstehen ist° Bei der Wortverbindung "Betrieb

oder Verband" handelt es sich dandch nieht um eine Alter—

native, sondern um einen allgemeinen Sammelbegriff, der

an die Stelle der früheren Anhäufung von Begriffen(ße—

trieb, Unternehmen, Verband, Verwaltung, sonstige Organi—-

.sation) getreten ist und erkennbar jede Einrichtung er;
V

fassen soll,die überhaupt als Zweckträger für Fortbildunge—

maßnahmen in Betracht kommen kann° Die Hinzufügung des
B"Vorbandes" zu dem schon im weitesten Sinne aufzufassenden

Begriff des "Betriebes" soll sicherstellen, daß neben dem

.einzelnen Betrieb auch frühere Einheiten aller Art erfaßt

werden sollen" Vom Sinn und-Zweck der Vorschrift her kann

'es keinen Unterschied machen, ob eine Fortbildungsmaß— '

nahme etwa von einem einzelnen Großbetrieb, einem Unter—
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nehmen mit mehreren Binzelbetrieben oder einer Mehrheit

kleinerer Betriebe mit ins weit gleichlaui‘enden7 gemein—

samen Interessen durchgeführt wird° Aus der'ausdrückliehen
Erwähnung der öffentlichen Verwaltungen in den genannten

RL und darüber hinaus aus der dargelegten Zielsetzung des

Gesetzgebers ergibt sich auch, daß die öffentlichen Ver—

waltungen hiervon nicht ausgenommen Werden sollen‚ schon
im Hinblick auf die Tatsache, daß gerade bei ihnen interne

Fortbildungsmaßnahmen für ihre Bedien$teten traditionell
üblich sind°

Unter "Zwecke" kann entsprechend dem füher verwendeten'

Aus°ruek "Belange" nichts anderes verstanden werden als

”IHÜCTOSSOR"(daher der abgekürzte Ausdruck "interessené
gebundene Maßnahmen")„ Dabei muß sich die Interessenge—

bundenheit unmittelbar auf die Fortbildung selbst bc—
_ziehen° Das LSG hat insoweit zutreffend ausgeführt, hierzu

genügc es noch nicht, daß etwa der Betrieb — oder die

Verwaltung — bestimmte Arbeitnehmer durch Förderung ihrer

Fortbildung an sich binden will oder daß diese Arbeit—

nehmer ohnehin nicht vorhaben, den Betrieb — die Ver—‘
waltung — zu wechseln° Im übrigen ergänzen sich die Inter—

seen von Betrieb und Verband entsprechend der darge—

stellten weiton Bedeutung als Sammelbegriff° Ob eine
Fortbildungsmaßnahme demnach auf die Interessen eines

Betriebes oder Verbandes "ausgerichtet" ist, ergibt sich

nach Auffassung des erkennenden Senats insbesondere aus
der entsprechenden Auswahl des Teilnehmerkreises, dem

Inhalt der Schulung und dem besonderen Ausbildungsziel

(vgl„ das grundsätzliche, zu einen ähnlich gelagerten
Fall ergangcne und zur

Veröffentlichung_bestimmte Urteil

des Senats vom 19„ März 4974 — ? RAr 29/73 — und das

nicht veröffentlichte Urteil des Senats vom 49° März 1974

— ? RAr 52/72 — betreffend die Lehrgänge an der Gem>inde—l

vervaltungsschule der Stadt Koblenz)° Unter Gesaxt-

_ 12 _
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würdigung dieser miteinander verknüpften und sich er-
gänzenden Merkmale ist der Lehrgang, an den der Kläger

teilgenonmen hat, als intercs sengebundene Maßnahme

i‚S. des 5 45 Abs° 2 AFG anzusehen° Teilnehmer waren
nach den in die Feststellungen des LSG durch Bezugnahme

aufgenorr onen Vcrx-:eltungsunterlagen die Dienstanwärter

des mittleren Dienstes und entsprechende Angestellte
aus

‘dem Bereich der kommunalen und inneren staatlichen Ver—
waltung„des Regierungsbezirks Trier° Zugelassen konnten,

die Bewerber nur werden, wenn dies von der Beschäftigungs—

behörde befürwortet wurde. Der Schulbesuch gilt nach der

Schulordnung der Gemeindeverwaltungssehule in Trier

(5 12) als Dienst. Er geht als Sonderdienst grundsätz—

lich dem übrigen Dienst vor° Der Angestellte verbleibt

in seinem Arbeitsverhältnis bei seinem Dienstherrn, so—

lange er sich auf die Verwaltungsprüfung I vorbereitet

und die Prüfung ablegt Die<nge Verbindung von Arbeit

verhältnis ur d Lehrgang ergibt sich auch daraus, daß sei

Fehlen im Unterricht eine Entschuldigung über die Be—

schäftigungsbehörde einzureichen ist (5 12 Abs° 2 der

Schul 01dnung). Auf die organisatoris chen Beziehungen

der entsendenden Vertaltungen zu der Stadt Trier und

den Landl:eisen des Regierungsbezir ks Trier als Schul-
träger (% 4 Abs. 1 der Schulordnung) kommt es dabei
ent: cheider d nicht an, da @ 45 Abs" 2 AFG nicht auf

die Trägerschaft abstellt° Der Inhalt des Lehrganges

war auch, wie der vom LSG festgestellte Lehrplan aus—
weist‚ auf die Interessen der die Teilnehmer ent—
sendenden Verwaltungen zugeschnitten; es sollten dort

Kenntnisse vermittelt werden, die von den zuständigen
Stellen für_eine den mittleren Verwaltungsdienst ent-

sprechende Tätigkeit für erforderlich angesehen werden°

Allerdings war der Lehrgang nach den Feststellungen des

LSG nicht derart spezialisiert, daß die erworbenen

Kenntnisse und Fertigkeiten außerhalb dieses Bereichs
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auf dem Arbeitsmarkt nicht oder kaum genutzt werden

könnten; es t rden hiernach vielmehr Kenntnisse vermittelt,

die im gesamten Bereich der kommunalen und staatlichen inneren

Verwaltung beruflich genutzt werden können„ Das kann jedoch
nach Auffassung des erkennenden Senats nicht genügen, eine

Anwendung des 5 45 Abs° 2 AFG auszuSchließen„ Eine derar

starke Einscnr&nkung kann dem Begriff ”ausgerichtet” nicht

entnommen werden; es würden sonst praktisch kaum Falle da—
für übrigbleiben, die nicht schon aus anderen Gründen, ins—

besondere wegen fehlender arbeitsmarktpblitischer Zweck—

mäßi gtkeit (% 36 AFG) von der FÖ1derung alsgeschlos sen wären°

Dabei ist die Verwendbarkeit der durch die Maßnahme er—

nerbenen beruflichen Qualifikation auch bei anderen.
imo unalen Verwaltungen oder Behörden der inneren staat-lichen

Verwaltung des Regierungsbezirks Trier schon des—

F
J"-°lb nicht von entscheidender Bedeutung, weil es dem ge—

Tcihsamon Intcrcsse der Gemeinden, Landkreise und derF

sonstigen inneren staatlichen Verwaltung eines Regierungs—

bezirkes entsnricht‚ gelegentlich auftretende Lücken an
*ualllizielten „itarbeitern durch ein Über rechseln solcher

Krafte ausfüllen zu können; hier ergänzen sich in typischer
Weise Betriebs— und Verbandsintcressen° Das gilt bei den
Konr unen um 50 mehr — aber auch bei der inneren staatlichen

Verwaltung —, als sie wesens— und aufgabenmäßig nicht auf

echten Wettbewerb untereinander eingestellt sind, vielmehr
in regionaler Abgren2ung nebeneinander ihre gleichge—
richteten und gemeinsamen öffentlichen Aufgaben erfüllen„
Diese Verhüpfung zeigt sich insbesondere auch darin, daß

Kommunalbedienstctc ebenso häufig inncrstaatliche Aufgaben_

aus dem übertragenen Uirkungs kreis 1-:ahrzunéhmen haben, wie

die in den staatlichen Stellen des Regierungsbezirks
tätigen Bediensteten teilweise auch gemeindebezogene

Ehnktienen erfüllen müssen„ Infolged055en ist vom Sinn
und Zweck der Ausschlußrcgelung hier "die Kommunaveré‘
waltung” und "die innere staatliche.Vcrwaltung“ jedenfalls
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im Bereich ein und desselben Regierungsbezirks als
Gesamtheit der einzelnen staatlichen oder kommunalen

Verwaltungen nieht anders zu behandeln als eine sonstige

auf Bundes— oder Landesebene organisierte funktionale

Einheit, wie etwa die Bundesbahn oder die BA mit ihren

einzelnen regionalen Dienststellen;
es bedarf hierzu

nicht erst der Anknüpfung an eine formal identische
' Verbandsorganisation° Obwohl also der vom Kläger be—

suchte Lehrgang nicht nur hinsichtlich des Teilnehmer—

kreises, sondern auch nach dem vermittelten Lehrstoff

}und der in % 4 Abs° 2 der Schulordnung beschriebenen

Aufgabe erkennen läßt, daß er nicht nuraif die Zwecke

der Kommunalverwaltung allein, sondern auch auf die

Interessen der inneren staatlichen Verwaltung "ausge-

richtet" ist und -Q8 sich hierbei zwar rechtlich um
'

zwei verschiedene Arbeitgeber handelt, so ist der Lehr—
gang dennoch gegenüber den Interessen anderer Arbeit—

geber hinreichend spezialisiert, weil er sich nur auf

die Tätigkeit eines mittleren Beamten in der Kommunale
vervaltung und der staatlichen inneren Verwaltung bezieht,
und

zwar‚ wie 5 4 der Schulordnung erkennen läßt, abge—

stellt auf die Interessen des Regierungsbezirks Trier4‘

Das ist von ausschlaggebender Bedeutung„ Es handelt

sich um einen Fachlehrgang mit dem Ziel der Verwaltungs—
_prüfuhg I fürden mittleren Dienst in der‘kommunalen und

staatlichen inneren Verwaltung° Außer auf die materielle
Fortbildung der Teilnehmer ist der Lehrgang also auch auf

eine speziell auf die Dienstverhältnisse bei der staat—

lichen inneren Verwaltung und den Kommunen im Regierungs—
bezirk Trier bezogene formelle Qualifikation ausgerichtet°

Soweit aber die besondere Personalstruhtur des öffent—

lichen Dienstes gerade für die mittlere Beamtenlaufbahn

— dazu dient die Verwaltungsprüfung I —
ein spezielles

Ausbildungs— und Prüfungswesen erfordert, ist es als
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selbstgestellte Aufgabe der betroffenen Verweltuhgszweige

anzusehen, die hierzu erforderlichen Maßnahmen zu veran—
stalten und die Teilnahme ihrer Bediensteten deren zu

fördern° Es entspricht nicht dem in % 45 Abs" 2 AFG zum
Ausdruck gelangten Willen des Gesetzgebers, diese

traditionell und zumutbarerueise übernommrnchlastung

nunmehr auf die BA zu verlagern°

fach allem ist daher der Lehrgang zur Schulung und Vor—

bereitung für den mittleren Verwaltungsdienst im Bereich

des Regierungsbezirks Trier, an dem der Kläger teilge—

nommen hat, als eine der von % 45 Abs° 2 AFG enge—
sprochenen Fortbildungsmaßnehmen anzusehen, deren Förderung

grundsätzlich ausgeschlossen ist° Irgendein Anhaltspunkt

für das Vorliegen eines "besonderen" arbeitsmarktpolitischen

Interesses, die Teilnahme des Klägers an dem Lehrgang zu

fördern, das — ausnahmsweise — die Förderung gleichwohl

rechtfertigen würde, ist « wie auch schon das SG ausge—

führt hat — nicht zu erkennen° Das angefochtene Urteil
nu? daher aufgehoben und die Berufung des Klägers gegen
das die Klage zu Recht a weisende Urteil des SG zurück—

gewieSen werden,

—.46 —*

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 16 _

Die Kostenentschciäung beruht auf % 195 SGG„

Dr
„

Brooke Hennig

Zugleich für Richter am
BSG Dr° Gagcl, der wegen
Urlaub verhindert ist,

‘seine Unterschrift beizufügen„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

